
   

A. Problem und Ziel

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten einerseits
und die Regierung der Volksrepublik China andererseits haben am
10. Dezember 2002 in Brüssel ein Seeverkehrsabkommen vereinbart,
das ein „Mehr“ an Liberalisierung im Bereich des Seeverkehrs und der
damit verbundenen Dienste gewährleistet als die Summe der mit den
meisten EG-Staaten und China bestehenden bilateralen Schifffahrts-
abkommen. Die mit dem Abkommen herbeigeführte weitere Liberali-
sierung verspricht eine erhebliche Erweiterung des Handelsverkehrs,
wobei zu berücksichtigen ist, dass die Volksrepublik China schon jetzt
der drittgrößte Handelspartner der Europäischen Union ist.

Die Vorschriften der bilateralen Schifffahrtsabkommen wie des ent-
sprechenden Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Volksrepublik China (BGBl. 1996 II S. 1450) bleiben weiterhin
gültig, soweit sie günstiger sind oder eine Materie regeln, die vom
vorliegenden Abkommen nicht erfasst ist. Restriktive Klauseln in
bestehenden bilateralen Schifffahrtsabkommen der EG-Staaten mit
China werden dagegen durch das vorliegende Abkommen ersetzt.

B. Lösung

Bei dem vorliegenden Seeverkehrsabkommen handelt es sich um ein
gemischtes Abkommen, weil die geregelte Materie nicht in den aus-
schließlichen Zuständigkeitsbereich der Europäischen Gemeinschaft
fällt. Daher ist neben dem durch Beschluss des Rates genehmigten
Abkommen auch die innerstaatliche Umsetzung durch die einzelnen
Mitgliedstaaten erforderlich. Durch das Vertragsgesetz sollen die Vor-
aussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die
Genehmigung des Abkommens gemäß seinem Artikel 15 Abs. 2
geschaffen werden.
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C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Kein Vollzugsaufwand

E. Sonstige Kosten

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunterneh-
men, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch
bei sozialen Sicherungssystemen, da das Abkommen neben Fragen
technischer Art der Abwicklung und Nutzung sowie der Rechts-
gewährung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und
Weise der Verwendung von Einnahmen durch Seeschifffahrtsunter-
nehmen in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen der See-
schifffahrt regelt, nicht aber deren Höhe.

Die mit dem Abkommen angestrebte Vertiefung wirtschaftlicher Kon-
takte wirkt wettbewerbsfördernd und damit tendenziell preisdämp-
fend. Positive Auswirkungen auf Einzelpreise sind daher wahrschein-
lich, jedoch nicht quantifizierbar. Preisdämpfende Auswirkungen auf
das Preisniveau sind möglich.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 7. November 2003
Der Bundeskanzler

An den
Präsidenten des Bundesrates

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von
der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zu dem Seeverkehrsabkommen vom 10. Dezem-
ber 2002 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Regierung der Volksrepublik China anderer-
seits

mit Begründung und Vorblatt.

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen.

Gerhard Schröder
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Dem in Brüssel am 10. Dezember 2002 unterzeichneten Seeverkehrs-
abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und der Regierung der Volksrepublik China andererseits wird zu-
gestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kraft
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Seeverkehrsabkommen vom 10. Dezember 2002

zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und ihren Mitgliedstaaten einerseits

und der Regierung der Volksrepublik China andererseits

Vom .
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes
Anwendung, da es sich, soweit es in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft fällt, auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung
bezieht.

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Artikeln 4 und 7
des Abkommens auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt
wird.

Zu Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 15
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht
mit Kosten belastet. Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschafts-
unternehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei
sozialen Sicherungssystemen.

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau,
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen
neben Fragen technischer Art der Abwicklung und Nutzung sowie der Rechts-
gewährung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der
Verwendung aus Einnahmen durch Seeschifffahrtsregelungen in konvertierbarer
Währung aus Dienstleistungen der Seeschifffahrt regelt, nicht aber deren Höhe.

Die mit dem Abkommen angestrebte Vertiefung wirtschaftlicher Kontakte wirkt
wettbewerbsfördernd und damit tendenziell preisdämpfend. Positive Auswir-
kungen auf Einzelpreise sind daher wahrscheinlich, jedoch nicht quantifizierbar.
Preisdämpfende Auswirkungen auf das Preisniveau sind möglich.
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Das Königreich Belgien,

das Königreich Dänemark,

die Bundesrepublik Deutschland,

die Hellenische Republik,

das Königreich Spanien,

die Französische Republik,

Irland,

die Italienische Republik,

das Großherzogtum Luxemburg,

das Königreich der Niederlande,

die Republik Österreich,

die Portugiesische Republik,

die Republik Finnland,

das Königreich Schweden,

das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland,

Vertragsparteien des Vertrages zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft, im Folgenden „Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft“ genannt, und

die Europäische Gemeinschaft, im Folgenden „Gemein-
schaft“ genannt,

einerseits, und

die Regierung der Volksrepublik China, im Folgenden „China“
genannt,

andererseits,

unter Berücksichtigung des Abkommens über handelspoli-
tische und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepublik China
vom Mai 1985;

unter Berücksichtigung der Bedeutung der Seeverkehrs-
beziehungen zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten und China;

in der Überzeugung, dass die Zusammenarbeit zwischen den
Vertragsparteien im Bereich des internationalen Seeverkehrs
nützlich für die Entwicklung der Wirtschafts- und Handels-
beziehungen zwischen China und der Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten sein wird;

gewillt, ihre Beziehungen auf dem Gebiet des internationalen
Seeverkehrs auf der Grundlage der Gleichheit und des beider-
seitigen Nutzens weiter zu stärken;

in Würdigung der Bedeutung maritimer Dienstleistungen und
in dem Wunsch, den multimodalen Verkehr mit einer See-
verkehrsdienstleistung noch weiter zu fördern und damit die
Effizienz in der Transportkette zu erhöhen;

in Würdigung der Bedeutung der Weiterentwicklung eines
flexiblen und marktorientierten Ansatzes sowie des Nutzens, der
den Wirtschaftsbeteiligten beider Vertragsparteien aus der Kon-

trolle und dem Betrieb eigener internationaler Frachtbeförde-
rungsdienste im Rahmen eines effizienten internationalen See-
verkehrssystems erwächst;

unter Berücksichtigung der bestehenden bilateralen See-
verkehrsabkommen zwischen den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft und China;

in Unterstützung mehrseitiger Verhandlungen über Seever-
kehrsdienstleistungen im Rahmen der Welthandelsorganisation;

haben beschlossen, dieses Abkommen zu schließen, und
haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Das Königreich Belgien:

Isabelle D u r a n t
Vizepremierministerin und Ministerin der Mobilität und des
Transportwesens

Das Königreich Dänemark:

Bendt B e n d t s e n
Minister für Wirtschaft, Handel und Industrie

Die Bundesrepublik Deutschland:

Manfred S t o l p e
Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Wilhelm S c h ö n f e l d e r
Botschafter, Ständiger Vertreter der Bundesrepublik Deutsch-
land

Die Hellenische Republik:

Georgios A n o m e r i t i s
Minister für die Handelsmarine

Das Königreich Spanien:

Francisco Á l v a r e z - C a s c o s  F e r n á n d e z
Minister für Inlandsentwicklung

Die Französische Republik:

Pierre S e l l a l
Botschafter, Ständiger Vertreter der Französischen Republik

Irland:

Peter G u n n i n g
Stellvertreter des Ständigen Vertreters Irlands

Die Italienische Republik:

Pietro L u n a r d i
Minister für Infrastrukturen und Verkehr

Das Großherzogtum Luxemburg:

Henri G r e t h e n
Minister für Wirtschaft, Minister für Verkehr

Seeverkehrsabkommen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft

und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Regierung der Volksrepublik China andererseits
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Das Königreich der Niederlande:

Roelf Hendrik de B o e r
Minister für Verkehr und Waterstaat

Die Republik Österreich:

Mathias R e i c h h o l d
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie

Die Portugiesische Republik:

Luís Francisco Va l e n t e  d e  O l i v e i r a
Minister für öffentliche Arbeiten, Verkehr und Wohnungswesen

Die Republik Finnland:

Kimmo S a s i
Minister für Verkehr und Kommunikation

Das Königreich Schweden:

Ulrica M e s s i n g
Ministerin für Kommunikation

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland:

David J a m i e s o n
Parlamentarischer Staatssekretär, Ministerium für Verkehr

Die Europäische Gemeinschaft:

Bendt B e n d t s e n
Minister für Wirtschaft, Handel und Industrie des Königreichs
Dänemark
Amtierender Präsident des Rates der Europäischen Union
Loyola de P a l a c i o
Vizepräsident der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten

Die Regierung der Volksrepublik China:

Chunxian Z h a n g
Minister für Kommunikation der Volksrepublik China

Diese sind, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form
befundenen Vollmachten,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Zielsetzung

Dieses Abkommen zielt darauf ab, die Bedingungen des See-
frachtverkehrs von und nach China, von und nach der Gemein-
schaft sowie von und nach der Gemeinschaft und China einer-
seits und Drittländern andererseits zum Nutzen der Wirtschafts-
beteiligten der Vertragsparteien zu verbessern. Es beruht auf
den Grundsätzen der Dienstleistungsfreiheit im Seeverkehr, des
freien Zugangs zu Ladungen und Drittländerverkehren sowie
des unbeschränkten Zugangs zu Häfen und Hilfsdiensten mit
diskriminierungsfreier Behandlung bei deren Inanspruchnahme
und bei der Handelspräsenz. Es deckt alle Aspekte des Haus-
zu-Haus-Service ab.

Artikel 2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Abkommen gilt für den internationalen Seefracht-
verkehr und logistische Dienstleistungen einschließlich multi-
modaler Beförderungen mit einer seeseitigen Komponente zwi-
schen den Häfen Chinas und der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft sowie für den internationalen Seefrachtverkehr zwischen
den Häfen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. Es gilt auch
für Drittländerverkehre und die Verbringung von Ausrüstungs-
gegenständen wie leeren Containern – die nicht als Fracht
gegen Bezahlung befördert werden – zwischen Häfen Chinas
oder zwischen Häfen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft.

Wenn Schiffe einer Vertragspartei von einem Hafen der anderen
Vertragspartei oder von einem Hafen eines Mitgliedstaats der
Gemeinschaft zu einem anderen fahren, um Fracht für ausländi-
sche Staaten zu laden oder Fracht aus dem Ausland zu
löschen, so gilt dies als zum internationalen Seeverkehr gehö-
rig.

Dieses Abkommen gilt nicht für innerstaatliche Verkehre aus-
schließlich zwischen den Häfen Chinas oder zwischen den
Häfen eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft.

(2) Dieses Abkommen berührt nicht die Anwendung der
bilateralen Seeverkehrsabkommen zwischen China und den
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft auf Fragen, die außerhalb
des Anwendungsbereichs dieses Abkommens liegen.

(3) Dieses Abkommen berührt nicht das Recht von Schiffen
aus Drittländern, Fracht oder Fahrgäste zwischen den Häfen
der Vertragsparteien oder den Häfen einer Vertragspartei und
eines Drittlandes zu befördern.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieses Abkommens bedeuten:

a) „Internationaler Seefrachtverkehr und logistische Dienst-
leistungen“ die Erbringung von Dienstleistungen im inter-
nationalen Seefrachtverkehr und damit verbundenen Leis-
tungen wie Frachtumschlag, Lagerei, Zollabfertigung, 
Containerstellplätzen und -zwischenlagerung, Schifffahrts-
agenturdiensten und Spedition;

b) „Multimodale Verkehrsleistungen“ die Beförderung von
Gütern unter Einsatz von mehr als einem Verkehrsträger
unter Einschluss einer Seeverkehrsdienstleistung mit ein-
heitlichem Konnossement;

c) „Schifffahrtsagenturdienste“ die Tätigkeit eines Agenten in
einem bestimmten geografischen Gebiet als Vertretung der
Geschäftsinteressen einer oder mehrerer Schifffahrtslinien
oder Reedereien zu folgenden Zwecken:

– Vermarktung und Verkauf von Seeverkehrsdiensten und
damit verbundenen Leistungen, von Preisangebot bis
Rechnungsstellung, und Ausstellung von Konnossemen-
ten im Namen der Unternehmen, Auftragsvergabe für die
erforderlichen Anschlussleistungen, Ausfertigung von
Dokumenten und Erteilung von geschäftlichen Auskünf-
ten;

– organisatorische Tätigkeiten im Namen der Unternehmen
im Hinblick auf den Hafenaufenthalt des Schiffes oder die
Übernahme von Ladungen, wenn erforderlich;

d) „Speditionsdienste“ Organisation und Überwachung der
Beförderungstätigkeit im Namen des Versenders durch Auf-
tragsvergabe für Anschlussleistungen, Ausfertigung von
Dokumenten und Erteilung von geschäftlichen Auskünften;

e) „Schifffahrtsunternehmen“ ein Unternehmen, das folgende
Bedingungen erfüllt:

i) es muss entsprechend dem öffentlichen oder privaten
Recht Chinas oder der Gemeinschaft oder eines Mit-
gliedstaats der Gemeinschaft konstituiert sein;

ii) es muss seinen eingetragenen Sitz oder seine Verwal-
tungszentrale oder seinen Hauptgeschäftssitz in China
bzw. der Gemeinschaft haben;

iii) es muss internationalen Schiffsfrachtdienst mit eigenen
oder bereederten Schiffen betreiben.

Außerhalb der Gemeinschaft oder Chinas niedergelassene
Schifffahrtsgesellschaften, die von einem Angehörigen
eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft oder Chinas kontrol-
liert werden, können die Bestimmungen dieses Abkommens
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ebenfalls in Anspruch nehmen, sofern ihr Schiff in diesem
Mitgliedstaat oder in China nach dortigem Recht registriert
ist;

f) „Tochtergesellschaft“ ein Unternehmen mit Rechtspersön-
lichkeit im Besitz einer Schifffahrtsgesellschaft;

g) „Zweigstelle“ eine Geschäftsstelle ohne Rechtspersönlich-
keit im Besitz einer Schifffahrtsgesellschaft;

h) „Vertretung“ ein Vertretungskontor einer Schifffahrtsgesell-
schaft einer Vertragspartei als Niederlassung auf dem
Gebiet der anderen Vertragspartei;

i) „Schiff“ jedes nach dem Recht Chinas oder der Gemein-
schaft oder ihrer Mitgliedstaaten im Schiffsregister einer
Vertragspartei eingetragene Handelsschiff unter der Flagge
dieser Vertragspartei, das im internationalen Seeverkehr
tätig ist, sowie Schiffe unter der Flagge eines Drittlandes,
die aber Eigentum einer in China oder einem Mitgliedstaat
der Gemeinschaft ansässigen Schifffahrtsgesellschaft sind
oder von einer solchen bereedert werden. Dieser Begriff
schließt jedoch Kriegsschiffe und andere als Handelsschiffe
aus.

Artikel 4

Erbringung von Dienstleistungen

(1) Jede Vertragspartei gewährt auch künftig Schiffen unter
der Flagge der anderen Partei oder solchen, die durch Staats-
angehörige oder Unternehmen der anderen Partei betrieben
werden, gemessen an der Behandlung ihrer eigenen Schiffe
diskriminierungsfreie Behandlung im Hinblick auf den Zugang
zu Häfen, die Nutzung der Infrastruktur und der maritimen Hilfs-
dienste dieser Häfen sowie die damit verbundenen Abgaben
und Gebühren, Zollformalitäten und die Zuweisung von Liege-
plätzen und Lösch- und Ladefazilitäten.

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Grundsatz des
unbeschränkten Zugangs zum internationalen Seeschifffahrts-
markt und -verkehr in diskriminierungsfreier und geschäftsmä-
ßiger Weise anzuwenden.

(3) In Anwendung der Grundsätze von Absatz 1 und 2 gilt:

a) Die Vertragsparteien nehmen in künftige Vereinbarungen mit
Drittländern über Seeverkehrsdienstleistungen keine
Ladungsanteilklauseln auf und kündigen solche Bestim-
mungen, sofern sie in früheren zweiseitigen Abkommen vor-
handen sind, innerhalb einer angemessenen Frist.

b) Sie schaffen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Abkommens alle einseitigen administrativen, technischen
oder andere Maßnahmen ab, die eine indirekte Beschrän-
kung darstellen könnten und diskriminierende Auswirkun-
gen auf die Dienstleistungsfreiheit im internationalen See-
verkehr haben könnten.

c) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens enthalten sich die
Vertragsparteien administrativer, technischer oder gesetz-
geberischer Maßnahmen, die zur Diskriminierung von
Staatsangehörigen oder Unternehmen der anderen Partei
bei der Erbringung von Dienstleistungen im internationalen
Seeverkehr führen könnten.

(4) Eine Vertragspartei gestattet den Schifffahrtsgesellschaf-
ten der anderen Vertragspartei für internationale Fracht
zwischen den Häfen Chinas oder zwischen den Häfen eines
Mitgliedstaats der Gemeinschaft in diskriminierungsfreier Weise
und zu den unter den betreffenden Schifffahrtsgesellschaften
vereinbarten Bedingungen Zugang zu und Wahrnehmung von
Zubringer-(„Feeder“-)Diensten, die von auf dem Gebiet der
ersteren Vertragspartei registrierten Schifffahrtsgesellschaften
angeboten werden.

Artikel 5

Handelspräsenz

Im Hinblick auf Tätigkeiten zur Erbringung internationaler
Seeverkehrsdienstleistungen und logistischer Dienstleistungen,
einschließlich multimodaler Verkehrsleistungen im Haus-zu-
Haus-Verkehr, gestattet jede Vertragspartei den Schifffahrtsge-
sellschaften der anderen Partei die Gründung von hundertpro-
zentigen Tochtergesellschaften oder Gemeinschaftsunterneh-
men, Zweigstellen oder Vertretungen und, im Hinblick auf Toch-
tergesellschaften und Zweigstellen, deren Wirtschaftstätigkeit
gemäß ihren Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Solche
Tätigkeiten sind zum Beispiel:

1. Ladungsakquisition und Buchung von Frachtraum;

2. Anfertigung, Bestätigung, Bearbeitung und Ausstellung
des Konnossements, einschließlich des im internationalen
Seeverkehr allgemein akzeptierten Durchkonnossements;
Vorbereitung der Beförderungs- und Zolldokumente;

3. Festsetzung, Entgegennahme und Überweisung von
Frachtgebühren und anderen Abgaben im Zusammenhang
mit Dienstleistungsverträgen oder Tarifsätzen;

4. Aushandlung und Abschluss von Dienstleistungsverträ-
gen;

5. Abschluss von Verträgen für Lkw- und Eisenbahnbeförde-
rung, Ladungsaufteilung und andere einschlägige Hilfs-
dienste;

6. Festsetzung und Veröffentlichung von Tarifsätzen;

7. Vermarktung der jeweiligen Dienstleistungen;

8. Besitz der für die Wirtschaftstätigkeit erforderlichen Aus-
rüstung;

9. Lieferung von Geschäftsinformationen auch mit Hilfe com-
puterisierter Informationssysteme und des elektronischen
Datenaustauschs unter diskriminierungsfreien Einschrän-
kungen bezüglich der Telekommunikation;

10. Gründung von Gemeinschaftsunternehmen mit ortsansäs-
sigen Schifffahrtsagenturen im Hinblick auf Geschäftstä-
tigkeiten, wie die Organisation des Hafenaufenthalts der
Schiffe oder die Annahme von zur Beförderung angeliefer-
ten Ladungsgütern.

Artikel 6

Transparenz

(1) Jede Vertragspartei veröffentlicht nach vorheriger Kon-
sultation und angemessener Vorankündigung unverzüglich alle
allgemein anwendbaren einschlägigen Maßnahmen, welche die
Durchführung dieses Abkommens berühren oder beeinträchti-
gen.

(2) Ist die in Absatz 1 genannte Veröffentlichung nicht durch-
führbar, so sind solche Informationen in anderer Weise öffent-
lich zugänglich zu machen.

(3) Jede Vertragspartei entspricht unverzüglich allen spezifi-
schen Auskunftsersuchen der anderen Partei bezüglich aller all-
gemein anwendbaren einschlägigen Maßnahmen im Sinne von
Absatz 1.

Artikel 7

Inländische Verwaltungsbestimmungen

(1) Die Vertragsparteien gewährleisten, dass alle allgemein
anwendbaren Maßnahmen, die den Handel im Bereich der
internationalen Seeverkehrsdienstleistungen betreffen, in ange-
messener, objektiver und unparteiischer Weise durchgeführt
werden.
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(2) In Fällen, in denen eine Genehmigung erforderlich ist, set-
zen die zuständigen Behörden einer Vertragspartei den Antrag-
steller innerhalb einer angemessenen Frist nach Einreichung
eines nach inländischen Rechts- und Verwaltungsbestimmun-
gen vollständigen Antrags von ihrer diesbezüglichen Entschei-
dung in Kenntnis. Auf Ersuchen des Antragstellers geben die
zuständigen Behörden einer Vertragspartei ohne unangebrach-
te Verzögerung Auskunft über den Stand der Antragsbear-
beitung.

(3) Um sicherzustellen, dass Maßnahmen im Hinblick auf
technische Normen bzw. Lizenzanforderungen und -verfahren
keine unnötigen Handelsschranken darstellen, sind solche
Anforderungen an objektiven, diskriminierungsfreien, von vorn-
herein festgelegten und transparenten Kriterien auszurichten,
wie beispielsweise der Kapazität, eine Dienstleistung zu erbrin-
gen; Lizenzverfahren dürfen nicht selbst Einschränkungen oder
Behinderungen für die Erbringung der Dienstleistung darstellen.

Artikel 8

Führungspersonal

Hundertprozentige Tochtergesellschaften oder Gemein-
schaftsunternehmen, Zweigstellen oder Vertretungen der auf
dem Gebiet einer Vertragspartei niedergelassenen Schifffahrts-
gesellschaften der anderen Vertragspartei dürfen entsprechend
den im Gastland geltenden Rechtsvorschriften Führungsperso-
nal unabhängig von dessen Staatsangehörigkeit beschäftigen.
Jede Vertragspartei erleichtert die Gewährung von Arbeits-
erlaubnissen und Visa für ausländische Angestellte.

Artikel 9

Zahlungen und Kapitalbewegungen

(1) Die aus internationalem Seeverkehr und multimodalem
Transport stammenden Einkünfte von Staatsangehörigen oder
Unternehmen einer Vertragspartei können auf dem Gebiet der
anderen Vertragspartei in frei konvertierbaren Währungen bezo-
gen werden.

(2) Die Einkünfte und Ausgaben im Rahmen der Wirtschafts-
tätigkeit von Tochtergesellschaften, Zweigstellen und Vertretun-
gen der auf dem Gebiet einer Vertragspartei niedergelassenen
Schifffahrtsgesellschaften der anderen Vertragspartei können in
der Währung des Gastlandes berechnet werden. Der Saldo
nach Zahlung der örtlichen Gebühren seitens der genannten
Schifffahrtsgesellschaften, Tochtergesellschaften, Zweigstellen
oder Vertretungen kann zum Bankwechselkurs am Tage der
Überweisung frei ins Ausland überwiesen werden.

Artikel 10

Zusammenarbeit im Seeverkehr

Die Vertragsparteien legen ihren zuständigen Behörden,
Schifffahrtsgesellschaften, Häfen, einschlägigen Forschungs-
einrichtungen, Universitäten und Bildungsstätten nahe, zur För-
derung der Entwicklung ihrer Schifffahrtsbranchen auf folgen-
den Gebieten, aber nicht nur auf diese beschränkt, zusammen-
zuarbeiten:

1. Meinungsaustausch hinsichtlich ihrer Tätigkeit im Rahmen
der internationalen Seeschifffahrtsorganisationen;

2. Formalierung und Vollendung der Gesetzgebung über See-
verkehr und Verwaltung des Marktes;

3. Förderung effizienter Transportdienstleistungen für den
internationalen Seehandel durch effektive Nutzung von
Häfen und Handelsflotten der Vertragsparteien;

4. Gewährleistung der Sicherheit im Seeverkehr und Ver-
hütung von Meeresverschmutzung;

5. Förderung der maritimen Bildung und Ausbildung,
besonders der Schulung von Seeleuten;

6. Austausch von Personal, wissenschaftlichen Informationen
und Technologie;

7. verstärkte Anstrengungen zur Bekämpfung von Piraterie
und Terrorismus.

Artikel 11

Konsultationen und Streitbeilegung

(1) Die Vertragsparteien richten geeignete Verfahren zur ord-
nungsgemäßen Umsetzung dieses Abkommens ein.

(2) Falls im Hinblick auf die Auslegung und Anwendung die-
ses Abkommens Streitfälle zwischen den Vertragsparteien ent-
stehen, suchen ihre zuständigen Behörden den Streitfall im
Wege freundschaftlicher Konsultationen zu lösen. Sofern dabei
keine Einigung erzielt wird, ist der Streitfall auf diplomatischem
Wege beizulegen.

Artikel 12

Änderung

Dieses Abkommen kann durch eine schriftliche Vereinbarung
zwischen den Vertragsparteien geändert werden, und die Ände-
rung tritt entsprechend den in Artikel 15 Absatz 2 festgelegten
Verfahren in Kraft.

Artikel 13

Territoriale Anwendung

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet Chinas andererseits.

Artikel 14

Rechtsverbindlicher Wortlaut

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut-
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni-
scher, niederländischer, portugiesischer, schwedischer und
spanischer sowie chinesischer Sprache abgefasst, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Artikel 15

Geltungsdauer und Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen wird für einen Zeitraum von fünf Jah-
ren geschlossen. Es wird alljährlich stillschweigend erneuert,
sofern nicht eine Vertragspartei das Abkommen sechs Monate
vor seinem Auslaufen schriftlich kündigt.

(2) Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien gemäß
ihren jeweiligen Verfahren genehmigt.

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach
dem Tag in Kraft, an dem die Vertragsparteien einander den
Abschluss der in Unterabsatz 1 genannten Verfahren notifiziert
haben.

(3) Sollte dieses Abkommen in bestimmten Fragen weniger
vorteilhaft sein, als die geltenden bilateralen Abkommen
zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und
China, so haben unbeschadet der Gemeinschaftsverpflichtun-
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gen und unter Berücksichtigung des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft die günstigeren Bestimmungen
Vorrang. Die Bestimmungen dieses Abkommens ersetzen die-
jenigen der früher zwischen den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft und China geschlossenen bilateralen Abkommen, falls

die letzteren Bestimmungen mit den ersteren nicht übereinstim-
men, außer in den im vorhergehenden Satz genannten oder
gleichen Situationen. Bestimmungen der bestehenden bilatera-
len Abkommen, die von diesem Abkommen nicht erfasst wer-
den, gelten weiterhin.
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A .  A l l g e m e i n e s

Bei dem zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Regierung der
Volksrepublik China andererseits am 10. Dezember 2002
in Brüssel vereinbarten Seeverkehrsabkommen handelt
es sich um den ersten Vertrag dieser Art, der von der
Europäischen Kommission verhandelt und zum
Abschluss gebracht worden ist. Der Kommission ist ein
Verhandlungsmandat erteilt worden, weil ein derartiges
Gemeinschaftsabkommen mit diesem Drittstaat, welcher
der drittgrößte Handelspartner der Europäischen Union
ist, ein Mehr an Liberalisierung im Bereich des Seever-
kehrs und der damit verbundenen Dienste gewährleistet,
als die Summe der mit den meisten EG-Staaten und
China bestehenden bilateralen Schifffahrtsabkommen.
Die mit dem Abkommen herbeigeführte weitere Liberali-
sierung verspricht eine erhebliche Erweiterung des
Handelsverkehrs. Die Vorschriften der bilateralen
Schifffahrtsabkommen wie des entsprechenden Abkom-
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Volksrepublik China vom 9. Mai 1995 (BGBl. 1996 II
S. 1450) bleiben weiterhin gültig, soweit sie günstiger
sind oder eine Materie regeln, wie etwa die Anerkennung
von Personaldokumenten von Seeleuten, die vom vor-
liegenden Abkommen nicht erfasst ist. Restriktive Klau-
seln in bestehenden bilateralen Schifffahrtsabkommen
der EG-Staaten mit China werden dagegen durch das
vorliegende Abkommen im Interesse der weiteren Libera-
lisierung des Seeverkehrs ersetzt. 

B .  B e s o n d e r e s

Zu Artikel 1

Artikel 1 stellt die Ziele des Abkommens dar und veran-
kert dabei die Dienstleistungsfreiheit im Seeverkehr, den
freien Zugang zu Ladungen und Drittlandverkehren, den
unbeschränkten Zugang zu Häfen und die Inländer-
gleichbehandlung bei der Wahrnehmung von Hilfsdiens-
ten, bei Beachtung alter Aspekte des Haus-zu-Haus-
Services.

Zu Artikel 2

A b s a t z  1  regelt den Anwendungsbereich des Abkom-
mens.

A b s a t z  2  stellt klar, dass die Anwendung der bilate-
ralen Seeverkehrsabkommen auf Fragen, die außerhalb
des Anwendungsbereichs dieses Abkommens liegen,
nicht berührt wird.

A b s a t z  3  stellt klar, dass das Recht von Schiffen unter
der Flagge eines Drittlandes zur Teilnahme an den Be-
förderungen im Rahmen des Handelsaustausches der
Vertragsparteien nicht eingeschränkt wird.

Zu Artikel 3

Artikel 3 definiert die im Abkommen mehrfach verwand-
ten Begriffe „Internationaler Seefrachtverkehr und logis-
tische Dienstleistungen“, „Multimodale Verkehrsleis-
tungen“, „Schifffahrtsagenturdienste“, „Speditionsdiens-
te“, „Schifffahrtsunternehmen“, „Tochtergesellschaft“,
„Zweigstelle“, „Vertretung“, „Schiff“.

Zu Artikel 4

Artikel 4 A b s .  1  räumt den Schiffen die diskriminie-
rungsfreie Behandlung in den Häfen der jeweils anderen
Vertragspartei ein. Dies bezieht sich insbesondere auf
Verwaltungsgebühren, nicht jedoch auf Steuern.

A b s a t z  2  beinhaltet die Verpflichtung der Vertrags-
parteien zur Anwendung des Grundsatzes des unbe-
schränkten Zugangs zum internationalen Seeschiff-
fahrtsmarkt.

A b s a t z  3  beinhaltet die Verpflichtung, in künftigen
Vereinbarungen mit Drittländern keine Ladungsanteils-
klauseln aufzunehmen bzw., sofern sie in früheren zwei-
seitigen Abkommen vorhanden sind, diese zu kündigen.
Außerdem wird hier die Abschaffung aller einseitigen
administrativen, technischen oder anderer Maßnahmen
geregelt sowie klargestellt, dass sich die Vertragspar-
teien administrativer, technischer oder gesetzgeberi-
scher Maßnahmen enthalten, die zur Diskriminierung von
Staatsangehörigen oder Unternehmen der anderen Par-
tei führen.

A b s a t z  4  räumt das Recht zum Zugang und zur Wahr-
nehmung von Zubringer-(„Feeder“-)Diensten ein. 

Zu Artikel 5

Artikel 5 regelt die Gründung von hundertprozentigen
Tochtergesellschaften oder Gemeinschaftsunternehmen,
Zweigstellen oder Vertretungen im Geltungsgebiet der
jeweils anderen Vertragspartei und zählt deren Tätig-
keiten auf. 

Zu Artikel 6

Nach Artikel 6 A b s .  1  bis 3  veröffentlicht jede Ver-
tragspartei alle allgemein anwendbaren einschlägigen
Maßnahmen, welche die Durchführung dieses Abkom-
mens berühren oder beeinträchtigen.

Zu Artikel 7

A b s a t z  1  stellt die Gewährleistung der Vertragspar-
teien klar, alle allgemein anwendbaren Maßnahmen, die
den Handel im Bereich der internationalen Seeverkehrs-
dienstleistungen betreffen, in angemessener, objektiver
und unparteiischer Weise durchzuführen.

In den A b s ä t z e n  2 und 3 wird das Verfahren hierzu
geregelt.

Zu Artikel 8

Artikel 8 regelt das Recht hundertprozentiger Tochter-
gesellschaften oder Gemeinschaftsunternehmen, Zweig-
stellen oder Vertretungen von in China ansässigen EU-
Reedereien, gemäß geltenden Rechtsvorschriften Füh-
rungspersonal zu beschäftigen.

Zu Artikel 9

Artikel 9 räumt das Recht zur freien Verwendung und zum
freien Transfer der im Gebiet der anderen Vertragspartei
erzielten Frachteinnahmen ein.

Denkschrift zum Abkommen
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Zu Artikel 10

In Artikel 10 wird den zuständigen Behörden, Schiff-
fahrtsgesellschaften, Häfen, Forschungseinrichtungen,
Universitäten und Bildungsstätten nahe gelegt
zusammenzuarbeiten und die Tätigkeitsgebiete hierzu
aufgezählt.

Zu Artikel 11

In A b s a t z  1  wird festgelegt, dass die Vertragsparteien
geeignete Verfahren zur ordnungsgemäßen Umsetzung
dieses Abkommens einsetzen.

In A b s a t z  2  wird geregelt, dass Streitfälle zwischen
den Vertragsparteien zunächst durch Behörden und
sofern keine Einigung erzielt werden kann, auf diploma-
tischem Weg beizulegen sind.

Zu Artikel 12

Artikel 12 sieht die Möglichkeit von Änderungen des
Abkommens vor und regelt das Inkrafttreten hierzu.

Zu Artikel 13

Artikel 13 regelt das Anwendungsgebiet des Abkom-
mens.

Zu Artikel 14

In Artikel 14 wird festgelegt, dass das Abkommen in
zwei Urschriften in dänischer, deutscher, englischer,
finnischer, französischer, griechischer, italienischer, por-
tugiesischer, schwedischer und spanischer sowie chine-
sischer Sprache abgefasst ist, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist. 

Zu Artikel 15

A b s a t z  1 regelt die Geltungsdauer des Abkommens.

A b s a t z  2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Abkommens.

A b s a t z  3 legt fest, dass, sollte das Abkommen in
bestimmten Fragen weniger vorteilhaft sein als die gel-
tenden bilateralen Abkommen zwischen den einzelnen
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und China, die günsti-
geren Bestimmungen Vorrang haben und Bestimmungen
der bestehenden bilateralen Abkommen, die von diesem
Abkommen nicht erfasst werden, weiterhin gelten. Dabei
geht es im Falle der Bundesrepublik Deutschland um das
Abkommen vom 9. Mai 1995 über den Seeverkehr. 
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